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1. Fristen und Termine 

Steuerzahlungstermine im Dezember: 

    Fälligkeit Ende der Schonfrist bei Zahlung durch 

   Überweisung (Wert- Scheck/bar  
  stellung beim Finanzamt)  

Lohn- /Kirchensteuer 12.12. 15.12. keine Schonfrist 

Umsatzsteuer 12.12. 15.12. keine Schonfrist 

Einkommen-/Kirchensteuer 12.12. 15.12. keine Schonfrist 

Körperschaftsteuer 12.12. 15.12. keine Schonfrist 
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Zahlungstermine für Sozialversicherungsbeiträge:  

    Fälligkeit  

für den Monat Dezember 28.12. 

 

 

 

2. Zum 31. Dezember 2016 können Ansprüche verjähren!  

Die Verjährung dient im Zivilrecht wie auch in anderen Rechtsgebieten der Rechtssicherheit und dem 

Rechtsfrieden. Tritt die Verjährung ein, verliert der Gläubiger durch Zeitablauf die Durchsetzbarkeit 

seines Anspruchs. Auf der Gegenseite hat ab diesem Zeitpunkt der Schuldner ein Gegenrecht, seine 

Leistung zu verweigern.  

Die regelmäßige zivilrechtliche Verjährungsfrist beträgt grundsätzlich 3 Jahre, sofern vertraglich 

nichts anderes vereinbart wurde. Sie beginnt am Schluss des Jahres zu laufen, in dem 

• der Anspruch entstanden ist und 

• der Gläubiger von den Anspruch begründenden Umständen und der Person des Schuld-

ners Kenntnis erlangt oder ohne grobe Fahrlässigkeit erlangen müsste. 

Hinweis:  

Neben der regelmäßigen Verjährungsfrist gibt es davon abweichend noch eine Reihe besonderer Ver-

jährungsfristen. Wichtig ist noch die 2-jährige Verjährungsfrist, die für Mängelansprüche des Käufers 

gilt. Nach 10 Jahren verjähren Ansprüche auf Übertragung des Eigentums an einem Grundstück so-

wie auf Begründung, Übertragung und Aufhebung eines Rechts an einem Grundstück. Mit Letzterem 

sind vor allem Nießbrauchsrechte, Dienstbarkeiten und Erbbaurechte gemeint. Diese und auch Eigen-

tumsansprüche an einem Grundstück werden erst ab Eintragung im Grundbuch vollzogen, wofür die 

10-jährige Verjährungsfrist gilt. Daneben gibt es noch die 30-jährige Verjährungsfrist, die für Heraus-

gabeansprüche aus Eigentum, familien- und erbrechtliche Ansprüche, rechtskräftig - d.h. per Urteil - 

festgestellte Ansprüche und Ansprüche aus vollstreckbaren Vergleichen oder vollstreckbaren Urkun-

den gilt. 

 

Sind beide o.g. Voraussetzungen erfüllt, verjähren nach Ablauf des 31. Dezembers 2016 alle Ansprü-

che, die im Laufe des Jahres 2013 entstanden sind. Unternehmer, die im Jahr 2013 eine Leistung er-

bracht haben, die Gegenleistung des Schuldners, wie etwa die Zahlung der offenen Rechnung, aber 
noch aussteht, müssen diese Verjährungsfrist unbedingt beachten, um am Ende nicht leer auszuge-

hen. Im Übrigen verjähren die Ansprüche des Gläubigers auch dann, wenn noch gar keine Rechnung 

geschrieben wurde. Wichtig ist lediglich, dass die beiden o.g. Voraussetzungen erfüllt sind.  

• Die Verjährung kann durch bestimmte Ereignisse gehemmt werden, wie etwa durch: 

• Verhandlungen zwischen Gläubiger und Schuldner über den Anspruch selbst, 

• Rechtsverfolgung, wie etwa durch Klageerhebung oder ein gerichtliches Mahnverfahren,  

• Leistungsverweigerungsrecht des Schuldners, 

• höhere Gewalt. 

Der Zeitraum, währenddessen die Verjährung durch o.g. Gründe gehemmt ist, wird in die Verjäh-

rungsfrist nicht eingerechnet. Das Fristende verschiebt sich quasi um diesen Zeitraum nach hinten.  

 

Hinweis: 

Allein durch eine Mahnung an den Schuldner wird die Verjährungsfrist nicht gehemmt. Dazu bedarf 

es vielmehr eines gerichtlichen Mahnbescheids.  
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3. Mindestlohn steigt zum 1. Januar 2017 

Seit 2015 gilt der gesetzliche Mindestlohn von 8,50 € pro Stunde. Im Bereich der Land- und Forst-

wirtschaft und im Gartenbau konnten sich die Vertreter von Arbeitnehmern und Arbeitgebern auf 

einen Stufenplan für die untere Lohngrenze einigen. Dem Antrag der Tarifparteien wurde entspro-
chen und für die Land und Forstwirtschaft eine Ausnahme vom gesetzlichen Mindestlohn geschaffen. 

In den alten Ländern galt hier seit dem 01.01.2015 ein Mindestlohn von 7,40 € pro Zeitlohnstunde, 

der sich zum 01.01.2016 auf 8,00 € erhöhte. In den neuen Bundesländern wurde der Mindestlohn 

zum 01.01.2016 von 7,20 € auf 7,90 € erhöht. 

Zum 01.01.2017 steigt der Mindestlohn in der Land- und Forstwirtschaft und im Gartenbau nun bun-

deseinheitlich auf 8,60 € an. Ab dem 01.11.2017 erfolgt eine Anhebung auf 9,10 €. 

Auch der allgemeine Mindestlohn wird zum 01.01.2017 erhöht. Das Bundeskabinett hat eine ent-

sprechende Verordnung beschlossen und folgt damit einem Beschluss der Mindestlohnkommission 

vom Juni. Diese hatte sich auf eine Erhöhung des Mindestlohnes auf 8,84 € je Zeitstunde verständigt.  

Hinweis:  

Arbeitgeber, die Arbeitnehmer an der Schwelle des Mindestlohnes beschäftigen, müssen ihre Lohn-

abrechnungen entsprechend anpassen. 

Bei einer Unterschreitung des Mindestlohnes können hohe Bußgelder festgesetzt werden. 

Quelle: Pressemitteilung des Bundesarbeitsministeriums vom 26. Oktober 2016 

 

 

4. Alle Jahre wieder - Die steuerliche Behandlung von Geschenken   

Das Jahr 2016 neigt sich allmählich dem Ende zu. Die Vorweihnachtszeit und damit auch die Zeit der 

Weihnachtsfeiern und Geschenke steht vor der Tür. Möchte man seinen Kunden, Geschäftspartnern 

und Mitarbeitern für die erfolgreiche Zusammenarbeit im ausklingenden Jahr eine kleine Freude be-

reiten, darf man die steuerlichen Aspekte nicht aus den Augen lassen. Wir geben Ihnen im Folgenden 

einen kleinen Überblick über die steuerliche Behandlung von Geschenken und Betriebsveranstaltun-

gen.   

 
Geschenke an Kunden und Geschäftspartner  

Geschenke an Kunden oder Geschäftspartner führen bei den Empfängern, sofern es sich dabei um 

Unternehmer oder Freiberufler handelt, grundsätzlich zu Betriebseinnahmen. Der Empfänger des 

Geschenkes wäre also dazu verpflichtet, den gemeinen Wert des Geschenkes im Rahmen seiner Ein-

kommensteuererklärung als Betriebseinnahme zu versteuern. Hierdurch bekommt natürlich jedes 

noch so herzlich gemeinte Geschenk einen faden Beigeschmack.  

 

Pauschalierung der Einkommensteuer durch den Schenker 

Damit der Beschenkte sich auch gänzlich über das Präsent freuen kann, besteht für den Schenker die 

Möglichkeit, die Einkommensteuer mit einem pauschalen Steuersatz von 30 % abzugelten. Macht der 
Schenker von dieser Möglichkeit Gebrauch, muss der Beschenkte diese nicht mehr in seiner Ein-

kommensteuererklärung angeben. Die Wahl zur Pauschalbesteuerung kann der Schenker nur einheit-

lich für alle Sachzuwendungen, die innerhalb eines Kalenderjahres getätigt werden, treffen. Die Mög-

lichkeit, dass die Zuwendung an Geschäftsfreund A der Pauschalversteuerung unterworfen wird und 

gleichzeitig für die Zuwendung an Geschäftsfreund B auf die Pauschalierung verzichtet wird, besteht 

nicht. Damit der Beschenkte die Sachzuwendung auch tatsächlich nicht in seiner Einkommensteuer-

erklärung angeben muss, hat der Schenker ihn über die Anwendung der Pauschalversteuerung zu un-

terrichten. Daher sollte dem Präsent auch noch ein entsprechendes Schreiben beigefügt werden, 

welches der Beschenkte im Falle einer Betriebsprüfung vorlegen kann. Eine Nachsendung auf dem 

Postweg ist natürlich möglich. Eine Pauschalversteuerung der Sachzuwendungen kann nicht vorge-
nommen werden, soweit die Aufwendungen je Empfänger oder die einzelne Zuwendung den Betrag 

von 10.000 € übersteigen. Berechnungsgrundlage für die pauschale Steuer ist der Bruttobetrag der 

Zuwendung (Aufwendungen des Schenkers zuzüglich der Umsatzsteuer). 
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Gänzlich steuerfrei können Sachzuwendungen, deren Anschaffungskosten 10 € nicht übersteigen 

(sog. Streuwerbeartikel) und Geschenke anlässlich eines besonderen persönlichen Ereignisses, wie 

Blumen, Wein, ein Buch oder eine CD anlässlich eines Geburtstag oder Firmenjubiläum usw., zuge-

wendet werden. Der Wert solcher Geschenke darf 60 € nicht übersteigen.   

Auch müssen nur Geschenke in die Pauschalierung einbezogen werden, die bei den Empfängern zu 

steuerpflichtigen Einkünften führen würden. Geschenke an Privatkunden, also Endverbraucher, als 

auch an ausländische Geschäftspartner sind daher nicht in die Pauschalierung einzubeziehen, da die-

se den Erhalt des Geschenkes nicht der (deutschen) Einkommensteuer unterwerfen müssen. Dies hat 

der BFH klar gestellt.  

Hinweis: 

Die pauschale Einkommensteuer ist vom Schenker in einer Lohnsteuer-Anmeldung anzumelden und 

an das Finanzamt abzuführen. Haben Sie also Sachzuwendungen getätigt, für die Sie die pauschale 

Besteuerung wünschen, denken Sie daran, diese in Ihrer Jahreslohnsteuermeldung bzw. Ihrer Lohn-

steueranmeldung für das 4. Quartal oder der für Dezember zu berücksichtigen. Nehmen wir die 

Lohnsteueranmeldungen für Sie vor, teilen Sie uns bitte die pauschal zu versteuernden Aufwendun-
gen rechtzeitig mit, um eine Berichtigung der Lohnsteuermeldung und die hiermit verbunden Kosten 

zu vermeiden.  

 

Begrenzung des Betriebsausgabenabzugs beim Schenker 

Geschenke an Personen, die keine Arbeitnehmer des Schenkers sind, können nur als Betriebsausga-
ben abgezogen werden, sofern die Aufwendungen je Empfänger den Gesamtbetrag von 35 € im 

Wirtschaftsjahr nicht übersteigen. Hierbei ist zu beachten, dass der Betrag von 35 € eine Freigrenze 

und keinen Freibetrag darstellt. Wurde Geschäftsfreund A zu Ostern bereits ein Geschenkkorb im 

Wert von 15 € zugewendet, darf der Wert der Flasche Wein zu Weihnachten 20 € nicht übersteigen, 

da ansonsten weder der Osterkorb noch das Weihnachtspräsent als Betriebsausgaben berücksichti-

gungsfähig sind.  

Ob die Umsatzsteuer bei der Bemessung der 35 €-Grenze zu berücksichtigen ist, hängt davon ab, ob 

der Schenker zum Vorsteuerabzug berechtigt ist oder nicht. Bei einem zum Vorsteuerabzug berech-

tigten Unternehmer ist der Nettobetrag maßgebend, da hier die Vorsteuer keinen Aufwand darstellt. 

Bei einem nicht zum Vorsteuerabzug Berechtigten (z.B. Arzt oder Kleinunternehmer) ist der Brutto-
aufwand entscheidend, da hier die Umsatzsteuer den Gewinn mindert. Wird die 35 €-Grenze über-

schritten, ist auch ein Vorsteuerabzug ausgeschlossen.  

Weiter ist für den Abzug der Geschenke als Betriebsausgaben erforderlich, dass diese einzeln und ge-

trennt von den sonstigen Betriebsausgaben aufgezeichnet werden. Dies erfordert es, dass die Ge-

schenke auf separaten Konten in der Buchhaltung erfasst werden, beispielsweise auf den Konten 

„Streuartikel“ für Geschenke von einem Wert von bis zu 10 €, „Geschenke abzugsfähig“ für Geschen-

ke mit einem Wert von bis zu 35 € und „Geschenke nicht abzugsfähig“ für Zuwendungen an einen 

Empfänger, die insgesamt die 35 €-Grenze überschreiten. Werden die Geschenke nicht separat ver-

bucht, so sind diese auch dann nicht als Betriebsausgaben abzugsfähig, wenn der Wert der Zuwen-

dungen an einen Empfänger nicht mehr als 35 € beträgt. 

Hinweis: 

Laut Auffassung des Finanzgerichtes Baden-Württemberg fallen auch Werbeartikel wie Kalender, Ku-

gelschreiber etc., auf denen das Firmenlogo des Zuwendenden abgedruckt ist, unter die Abzugsbe-

schränkung für Geschenke. Das bedeutet zum einen, dass auch diese separat als Geschenke zu bu-
chen sind und nicht etwa als Werbekosten. Zum anderen dürfen diese auch nicht bei der Pauschalie-

rung außeracht gelassen werden, sofern der Wert der Werbeartikel 10 € übersteigt.    

 

Geschenke und Sachzuwendungen an Arbeitnehmer 

Generell ist es möglich, Arbeitnehmern Sachzuwendungen mit einem Wert von bis zu 44 € im Monat 
steuer- und sozialversicherungsfrei zuzuwenden. Hierbei spielt es keine Rolle, ob der Arbeitgeber 

seinem Arbeitnehmer eine Sache (z.B. ein Buch), einen Warengutschein (z.B. Tankgutschein) oder 

etwa die Mitgliedschaft in einem Fitnessstudio zuwendet. Bei Gutscheinen kommt es nicht mehr da-

rauf an, ob diese eine bestimmte Sache oder Menge bezeichnen. So kann dem Arbeitnehmer auch 
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ein Einkaufsgutschein für Waren im Wert von 44 € ausgestellt werden. Schädlich ist es jedoch, wenn 

der Arbeitnehmer sich den Gegenwert des Gutscheins auszahlen lassen kann. In diesem Fall liegt 

steuerpflichtiger Barlohn vor. Möglich ist jedoch, dass Arbeitnehmer die Aufwendungen für einen 

Sachbezug „vorstrecken“ und sich später von Ihrem Arbeitgeber erstatten lassen. 

 

Beispiel: 

Der Arbeitnehmer A tankt monatlich für 44 € an einer beliebigen Tankstelle. Er legt seinem Arbeitge-

ber die Tankquittung vor. Dieser erstattet ihm den entsprechenden Betrag. 

Es ist ein Sachbezug gegeben, der die 44 €-Grenze nicht übersteigt und somit zu keinen steuerpflichti-

gen Einnahmen führt. 
 

Soll dem Arbeitnehmer eine bestimmte Sache oder Dienstleistung zugewendet werden, deren Wert 

den monatlichen Betrag von 44 € übersteigt, kann durch die Zuzahlung des Arbeitnehmers eine Be-

steuerung des Sachbezuges vermieden werden. 

 

Beispiel: 

Der Arbeitgeber schließt für seinen Arbeitnehmer eine Mitgliedschaft in einem Fitnessclub ab. Der 

monatliche Mitgliedsbeitrag beträgt 55 €. Der Arbeitnehmer leistet eine Zuzahlung von 11 €. 

Es ist ein steuerfreier Sachbezug gegeben, da nach Anrechnung der vom Arbeitnehmer geleisteten Zu-

zahlung der vom Arbeitgeber gewährte geldwerte Vorteil die 44 €-Grenze nicht übersteigt. 
 

Neben dieser Freigrenze für Sachzuwendungen kann der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer oder seinen 

Angehörigen Aufmerksamkeiten aus Anlass eines besonderen persönlichen Ereignisses zukommen 

lassen. Diese Aufmerksamkeiten sind steuerfrei, sofern es sich um Sachleistungen handelt, deren 

Wert 60 € nicht übersteigen.  

 

Beispiel:  

Ein Arbeitnehmer erhält monatlich einen Tankgutschein im Wert von 44 € von seinem Arbeitgeber. 

Anlässlich seines Geburtstages überreicht ihm sein Arbeitgeber einen Blumenstrauß und eine Flasche 

Wein. Der Wert des Weines und des Blumenstraußes übersteigt die 60 € nicht.  
Sowohl der Tankgutschein als auch die Geburtstagspräsente können dem Arbeitnehmer steuerfrei 

überlassen werden, da es sich bei dem Tankgutschein um eine Sachzuwendung handelt, für welche 

die 44 €-Grenze nicht überschritten wurde und bei dem Blumenstrauß und der Flasche Wein um Auf-

merksamkeiten anlässlich eines besonderen Anlasses, deren Wert 60 € nicht übersteigt.   

 

Auch Geschenke im Rahmen einer Betriebsveranstaltung, wie einer Weihnachtsfeier, fallen unter 

diese Regelung.  

 

Sachzuwendungen an Arbeitnehmer, deren Wert 44 € übersteigt  

Sachzuwendungen an Arbeitnehmer, deren Wert 44 € übersteigt, können ebenfalls mit einer pau-
schalen Lohnsteuer von 30 % abgegolten werden. Diese Abgeltung führt jedoch nicht zur Sozialversi-

cherungsfreiheit. Bei besserverdienenden Arbeitnehmern, die sich mit ihrem Einkommen im Bereich 

des Spitzensteuersatzes bewegen und somit auch über der Beitragsbemessungsgrenze für die Kran-

ken- und Pflegeversicherung sowie die der Renten- und Arbeitslosenversicherung liegen, kann die 

Gewährung eines Sachbezuges dennoch eine Überlegung wert sein. 

 

Beispiel: 

Ein Arbeitnehmer (ledig, keine Kirchensteuerpflicht) hat einen vertraglich vereinbarten monatlichen 

Bruttoverdienst von 7.000 €. Aufgrund besonderer Leistungen wendet sein Arbeitgeber ihm eine Ur-
laubsreise im Wert von 3.000 € zu. Der Arbeitgeber kann die Lohnsteuer mit einem pauschalen Ein-

kommensteuersatz von 30 % pauschalieren, wonach rd. 950 € (incl. Solidaritätszuschlag) an den Fis-

kus abzuführen sind. Zusätzliche Beiträge zur Sozialversicherung fallen nicht an, da die Beitragsbe-

messungsgrenzen überschritten sind. Würde die Prämie in Barlohn ausgezahlt, müsste der Arbeitge-

ber ca. 1.330 € Lohnsteuer und Solidaritätszuschlag einbehalten und an das Finanzamt abführen. 
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Das Wahlrecht zur Pauschalierung der Sachbezüge ist einheitlich für alle Arbeitnehmer zu treffen.   

 

Weiter besteht für den Arbeitgeber die Möglichkeit, PCs, Notebooks, Tablets und Smartphones an 

seine Arbeitnehmer steuerfrei und auch zur privaten Nutzung zu überlassen. Voraussetzung hierfür 

ist jedoch, dass die Geräte im Eigentum des Arbeitgebers bleiben. Wenn die Geräte ins Eigentum des 

Arbeitnehmers übergehen sollen, kann die Lohnsteuer mit 25 % pauschaliert werden. Auch die Über-

nahme der Einrichtungskosten eines Internetzugangs sowie die Übernahme der monatlichen Gebüh-

ren (bis maximal 50 €) durch den Arbeitgeber können mit 25 % pauschal versteuert werden.       

 
Beispiel: 

Aufgrund ihrer guten Leistungen in der Berufsschule überlässt der Arbeitgeber seiner Auszubildenden 

ein Smartphone zur beruflichen und auch privaten Nutzung. Das Smartphone bleibt jedoch im Eigen-

tum des Arbeitgebers und ist nach Ende des Ausbildungsverhältnisses wieder an den Arbeitgeber zu-

rückzugeben. Weiter übereignet ihr der Arbeitgeber ein Notebook im Wert von 1.000 €, welches die 

Auszubildende auch nach ihrem Ausscheiden aus dem Betrieb behalten darf. 

Die Überlassung des Smartphones ist steuerfrei, für die Übereignung des Laptops kann der Arbeitge-

ber pauschale Lohnsteuer in Höhe von 250 € abführen. Durch die Steuerfreiheit bzw. die Pauschalver-

steuerung tritt auch Freiheit in der Sozialversicherung ein. 

  
Rabattfreibetrag ausnutzen! 

Waren und Dienstleistungen, die ein Arbeitgeber nicht überwiegend für seine Arbeitnehmer herstellt 

oder vertreibt, kann er diesen bis zu einem Gesamtbetrag von 1.080 € pro Kalenderjahr steuerfrei 

zuwenden. Die Waren sind mit dem um 4 % geminderten Endpreis, den ein fremder Letztverbraucher 

für die Waren und Dienstleistungen zu zahlen hätte, zu bewerten.  

 

Beispiel: 

Ein Großhändler für Ski und Ski-Zubehör schenkt seinem Arbeitnehmer ein paar neue Ski und Skischu-

he. Ein dem Großhändler am nächsten gelegenes Kaufhaus bietet die Ski und Skischuhe für einen Preis 

von 1.300 € an. Nach Minderung des Endpreises und dem Abzug des Rabattfreibetrages ist noch ein 
geldwerter Vorteil von 168 € zu versteuern, nämlich 

(1.300 € - 52 € [1.300 € x 4 %] - Rabattfreibetrag 1.080 € = 168 €). 

Hinweis: 

Steuerfreie Sachzuwendungen oder Sachleistungen, die mit einem pauschalen Steuersatz von 25 % 

versteuert werden, können aufgrund der Freiheit in der Sozialversicherung auch  
Minijobbern zugewendet werden, ohne dass die Geringfügigkeitsgrenze verletzt wird. Bei Pauschal-

versteuerung mit 30 % besteht jedoch Sozialversicherungspflicht, so dass die 450 €-Grenze zu beach-

ten ist.  

 

Umsatzsteuerliche Behandlung 

Umsatzsteuerlich sind zwei Fragen interessant:  

1. Ist aus der Anschaffung der Geschenke der Vorsteuerabzug zulässig (gewesen)? 

2. Muss der Schenker die Zuwendungen der Umsatzsteuer unterwerfen? 

 

Die Antworten richten sich u. a. danach, ob das Geschenk betrieblich oder nicht betrieblich veran-

lasst ist. 

 

Private Geschenke 

Aus welchem Anlass wurde der geschenkte Gegenstand angeschafft? Für den Fall, dass das Geschenk 
direkt weiter verschenkt werden sollte, ist mangels unternehmerischer Veranlassung kein Vorsteuer-

abzug möglich. Wurde der geschenkte Gegenstand bisher unternehmerisch genutzt (z.B. ein PC), 

muss eine unentgeltliche Wertabgabe versteuert werden.  
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Betrieblich veranlasste Geschenke 

Bei Geschenken unter 35 € pro Jahr und Empfänger, die gesondert aufgezeichnet werden, ist der 

Vorsteuerabzug grundsätzlich möglich, sofern eine Rechnung mit Umsatzsteuerausweis vorliegt. Die 

Schenkung unterliegt wegen ihres geringen Wertes nicht der Umsatzsteuer. 

Für ertragsteuerlich nicht abzugsfähige Geschenke - das betrifft sowohl jene über der 35 €-Grenze als 

auch solche, die nicht ordnungsgemäß aufgezeichnet werden - scheidet der Vorsteuerabzug i.d.R. 

aus. Für die Schenkung fällt in der Folge keine Umsatzsteuer an. 

 

Geschenke an Arbeitnehmer  

Werden Geschenke für Arbeitnehmer erworben, ist der Vorsteuerabzug immer zulässig. Dient die 
Zuwendung überwiegend dem Privatgebrauch des Arbeitnehmers, ist die Schenkung als unentgeltli-

che Lieferung mit Umsatzsteuer zu belasten.  

Handelt es sich bei der Schenkung um eine sog. Aufmerksamkeit bzw. ist die Zuwendung im überwie-

genden Eigeninteresse des Unternehmens getätigt, entsteht keine Umsatzsteuer. 

 

Betriebsveranstaltungen 

In vielen Betrieben wird zum Jahresausklang eine Weihnachtsfeier veranstaltet, auf welcher sich die 

Mitarbeiter über berufliche als auch private Themen austauschen können, was zu einem harmoni-

schen Betriebsklima beitragen kann. Auch wenn solche Betriebsveranstaltungen im überwiegenden 

Interesse des Betriebes liegen, geht der Fiskus davon aus, dass solche Veranstaltungen auch einen 
Entlohnungscharakter für die Mitarbeiter haben, weshalb hier auch einige Dinge zu beachten sind, 

damit die Feier nicht, zumindest teilweise, als steuerpflichtiger Arbeitslohn behandelt werden muss. 

Soweit die Zuwendungen 110 € je Betriebsveranstaltung und teilnehmenden Arbeitnehmer nicht 

übersteigen, gehören sie nicht zu den Einkünften aus nichtselbstständiger Arbeit, wenn die Teilnah-

me an der Betriebsveranstaltung allen Angehörigen des Betriebs oder eines Betriebsteils offensteht.  

Der Freibetrag wird jedoch nur gewährt, wenn es sich um eine herkömmliche Betriebsveranstaltung 

handelt. Abgrenzungsmerkmale für die Herkömmlichkeit sind die Häufigkeit oder die besondere Aus-

gestaltung der Betriebsveranstaltung. In Bezug auf die Häufigkeit ist eine Betriebsveranstaltung üb-

lich, wenn nicht mehr als zwei Veranstaltungen jährlich durchgeführt werden. Auf die Dauer der ein-

zelnen Veranstaltung kommt es nicht an, weshalb auch mehrtägige Veranstaltungen als herkömmlich 
angesehen werden können. 

Der Freibetrag ist nur für bis zu zwei Betriebsveranstaltungen jährlich zu gewähren ist.  

Grundsätzlich führen alle Aufwendungen des Arbeitgebers, einschließlich Umsatzsteuer, zu steuer-

pflichtigem Arbeitslohn. Hierbei spielt es keine Rolle, ob sie einzelnen Arbeitnehmern individuell zu-

rechenbar sind oder ob es sich um einen rechnerischen Anteil an den Kosten der Betriebsveranstal-

tung handelt, die der Arbeitgeber gegenüber Dritten für den äußeren Rahmen der Betriebsveranstal-

tung aufwendet.  

Dies bedeutet, dass auch die Aufwendungen für die Begleitpersonen der Arbeitnehmer bei der Be-

rechnung des geldwerten Vorteils der Arbeitnehmer berücksichtigt werden müssen, wobei diese 

Aufwendungen den Arbeitnehmern zuzurechnen sind, in deren Begleitung sie an der Veranstaltung 
teilgenommen haben.  

Auch die Kosten des Rahmenprogrammes, wie z.B. für eine Musikkapelle oder die Saalmiete, sind bei 

der Berechnung der Zuwendung zu berücksichtigen. Lediglich die betriebsinternen Kosten, also Kos-

ten, die nicht für die Aufwendungen an Dritte entstehen, bleiben unberücksichtigt. Findet die Weih-

nachtsfeier in den eigenen Werkräumen des Betriebes statt, müssen keine anteiligen Raumkosten für 

die Feier errechnet werden. 

Hinweis: 

Eine Weihnachtsfeier ist stets eine herkömmliche Veranstaltung, sofern sich die Ausgestaltung der 

Feier im üblichen Rahmen bewegt.  

 

In den Freibetrag können außerdem nur solche Zuwendungen einbezogen werden, die als üblich an-

zusehen sind. Dies sind insbesondere  

• Speisen, Getränke, Tabakwaren und Süßigkeiten,  
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• die Übernahme von Übernachtungs- und Fahrtkosten, auch wenn die Fahrt als solche 

schon einen Erlebniswert hat,  

• Eintrittskarten für kulturelle und sportliche Veranstaltungen, wenn sich die Betriebsver-

anstaltung nicht im Besuch einer kulturellen oder sportlichen Veranstaltung erschöpft,  

• Aufwendungen für den äußeren Rahmen, z.B. für Räume, Musik, Kegelbahn, für künstle-

rische und artistische Darbietungen, wenn die Darbietungen nicht der wesentliche Zweck 

der Betriebsveranstaltung sind.  
Auch Geschenke, deren Wert 60 € nicht übersteigt, zählen zu den üblichen Zuwendungen im Rahmen 

einer Betriebsveranstaltung. Üblich ist ebenso die nachträgliche Überreichung der Geschenke an sol-

che Arbeitnehmer, die aus betrieblichen oder persönlichen Gründen nicht an der Betriebsveranstal-

tung teilnehmen konnten, nicht aber eine deswegen gewährte Barzuwendung. 

Handelt es sich um eine unübliche Veranstaltung oder wird der Freibetrag überschritten, besteht au-

ßerdem für den Arbeitgeber die Möglichkeit, für den steuerpflichtigen Teil der Zuwendung die Lohn-

steuer pauschal mit 25 % zu berechnen. In diesem Fall muss der Arbeitnehmer keinen individuellen 

Arbeitslohn versteuern. Auch Sozialversicherungsbeiträge fallen dann nicht an. 

Hinweis: 

Wenn Sie noch weitere Fragen zur steuerlichen Behandlung von Betriebsveranstaltungen haben, so 

sprechen Sie uns an. Wir beraten Sie gerne!  

 

 

5. Jahresabschlüsse bis zum 31. Dezember veröffentlichen!  

GmbH und GmbH & Co. KG, deren letztes Geschäftsjahr zum 31. Dezember 2015 endete, müssen ihre 

Jahresabschlüsse bis zum 31. Dezember 2016 im elektronischen Bundesanzeiger veröffentlicht ha-

ben. Kleinstkapitalgesellschaften können ihrer Offenlegungspflicht statt durch Veröffentlichung al-

ternativ durch (elektronische) Hinterlegung beim Bundesanzeiger erfüllen. Die Offenlegung bzw. Hin-

terlegung muss spätestens bis 12 Monate nach dem Abschlussstichtag erfolgt sein, bei kapitalmarkt-

orientierten Unternehmen innerhalb von 4 Monaten. Die Unternehmen erhalten bei Fristüberschrei-

tung nach Androhung eines Ordnungsgeldes sechs Wochen Zeit, um ihren Pflichten nachzukommen. 

Wird die Frist überschritten, wird ein Ordnungsgeld von mindestens 2.500 € und maximal 25.000 € 
festgesetzt. 

Durch die Reform des Ordnungsgeldverfahrens kann es bei Überschreitung der Offenlegungsfrist u.U. 

zu einem verringerten Ordnungsgeld kommen. Erfüllt die Gesellschaft nach Ablauf der sechswöchi-

gen Frist und vor Festsetzung des Ordnungsgeldes durch das Bundesamt für Justiz ihre Offenlegungs-

pflicht, beträgt dieses nämlich  

• 500 € bei Kleinstkapitalgesellschaften, die von der Hinterlegungsoption Gebrauch ma-

chen, 

• 1.000 € bei kleinen Kapitalgesellschaften und im Übrigen  

• 2.500 €, wenn ein höheres Ordnungsgeld angedroht worden ist. 

Hinweis: 

Wird die Offenlegungsfrist nur geringfügig überschritten ist, kann zudem auch ein niedrigeres Ord-

nungsgeld festgesetzt werden. 

 

 

 

6. Sachstand zur Steuerfreiheit von Fahrschulunterricht  

Anfang des Jahres hatten wir Sie darüber informiert, dass das Finanzgericht Berlin-Brandenburg er-

hebliche Zweifel an der Umsatzsteuerpflicht des Fahrschulunterrichtes für die Fahrzeugklassen A und 
B hat. Die Richter hielten es für möglich, dass dieser Unterricht nach der Mehrwertsteuersystem-
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richtline umsatzsteuerfrei ist. Nach dieser Eil-Entscheidung, in der das Gericht den Vollzug der Um-

satzsteuer aussetzte, gab es in der Zwischenzeit weitere Entscheidungen von Finanzgerichten, die un-

terschiedliche Auffassungen vertreten. 

Der Auffassung der Berliner Richter schloss sich, ebenfalls in einem Verfahren hinsichtlich der Aus-

setzung der Vollziehung, auch das sächsische Finanzgericht an. 

Das Finanzgericht Niedersachsen hingegen hat in der Hauptverhandlung eine andere Auffassung ver-

treten. Nach der im Streitjahr 2010 geltenden Empfehlung zur Verkehrserziehung in der Schule sei 

praktischer Fahrunterricht weder erforderlicher noch wünschenswerter Bestandteil des Schul- oder 

Hochschulunterrichts. Somit würde die Vorbereitung auf die Fahrerlaubnisprüfung und die Schulung 

zu einem verantwortungsvollen Verkehrsteilnehmer keinen Schul- oder Hochschulunterricht darstel-
len, für den eine Steuerbefreiung nach der Mehrwertsteuersystemrichtlinie in Betracht komme.  

Hinweis:  

Es bleibt abzuwarten, wie der BFH die Frage nach der Umsatzsteuerfreiheit von allgemeinem Fahr-

schulunterricht beantworten wird. Die Richter des FG Niedersachsen haben die Revision zugelassen. 

Fahrschulen sollten daher alle Maßnahmen ergreifen, um Umsatzsteuerfestsetzungen offen zu hal-
ten. In Rechnungen sollte keine Umsatzsteuer mehr ausgewiesen werden, soweit die Leistungen an 

Nichtunternehmer oder für den nichtunternehmerischen Bereich erbracht werden. Bereits ausge-

stellte Rechnungen sollten berichtigt werden.  

Wurde die Umsatzsteuererklärung 2011 in 2012 abgegeben, kann die Festsetzung der Umsatzsteuer 

für 2011 i.d.R. noch bis zum 31.12.2016 angefochten werden. Es bleibt daher nicht mehr viel Zeit, die 

Umsatzsteuer 2011 noch offen zu halten.  

In der Vergangenheit hatten die Finanzämter Einsprüche zurückgewiesen und eine Verfahrensruhe 

abgelehnt. Aufgrund des jetzt anhängigen Revisionsverfahren, ruhen die Einspruchsverfahren jetzt 

kraft Gesetzes. 

Quelle: FG Niedersachsen, Urteil vom 26. Mai 2015, 11 K 10284/15, Revision eingelegt (Az. des BFH: V R 38/16), LEXinform Nr.: 5019215 

 

 

7. Innergemeinschaftliches Verbringen bei fehlender USt-ID Nr.  

Bringt ein Unternehmer einen Gegenstand von einem Mitgliedstaat in einen anderen Mitgliedstaat, 

um ihn dort nicht nur vorrübergehend für sein eigenes Unternehmen zu verwenden, so liegt ein so 

genanntes innergemeinschaftliches Verbringen vor, das einer innergemeinschaftlichen Lieferung 

gleichgestellt ist. Das innergemeinschaftliche Verbringen ist im Inland steuerbar, unterliegt jedoch, 

genauso wie die innergemeinschaftliche Lieferung, der Steuerbefreiung, sofern der Unternehmer die 

geforderten Buch- und Belegnachweise erbringt.  

Wie der EuGH nun klargestellt hat, ist die Steuerbefreiung auch dann nicht zu versagen, wenn die 
Umsatzsteueridentifikationsnummer des Bestimmungslandes nicht nachgewiesen wird. Dies gilt zu-

mindest dann, wenn keine konkreten Anhaltspunkte für eine Steuerhinterziehung bestehen, der Ge-

genstand in einen anderen Mitgliedstaat verbracht worden ist und auch die übrigen Voraussetzungen 

für die Steuerbefreiung vorliegen. 

Hinweis:  

Der EuGH bleibt seiner Rechtsprechung treu. Hinsichtlich der rückwirkenden Versagung des Vorsteu-

erabzugs hatte der EuGH erst kürzlich entschieden, dass dieser nicht lediglich aufgrund formeller 

Mängel versagt werden darf, solange die materiellen Voraussetzungen gegeben sind. 

Dieser Grundsatz gilt nach der jüngsten Entscheidung auch für die Frage der Umsatzsteuerfreiheit 

und ist u.E. nicht nur auf das innergemeinschaftliche Verbringen, sondern darüber hinaus auch auf 

innergemeinschaftliche Lieferungen anzuwenden.   

Quelle: EuGH-Urteil vom 20. Oktober 2016, C 24/15, DStR 2016 S. 2525 
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8. Hauptwohnsitz bei Arbeitnehmern im Elternhaus?  

Wer aus beruflichen Gründen einen weiteren Haushalt am Beschäftigungsort führt, kann Mehrauf-

wendungen als Werbungskosten geltend machen. 

Das Finanzgericht Nürnberg hatte nun zu klären, ob bei einem Bauleiter mit Beschäftigungsort Mün-
chen und einem Gewerbebetrieb für die Herstellung von Werbeschildern in seinem Heimatort, der 

Hauptwohnsitz bei seinen Eltern im Einfamilienhaus liegen darf. 

Der Steuerpflichtige hatte eine Zwei-Zimmerwohnung in München gemietet. Er machte Mehrauf-

wendung für die doppelte Haushaltsführung als Werbungskosten bei seinen Einkünften als Bauleiter 

geltend. Seinen Hauptwohnsitz behielt er nach eigenen Angaben im Haus seiner Eltern. Das Finanz-

amt sah hierin keine doppelte Haushaltsführung des Steuerpflichtigen. Er habe im Haus seiner Eltern 

keinen eigenen Hausstand unterhalten und sei nicht maßgeblich an der Haushaltsführung beteiligt.  

Dies sah auch das Finanzgericht Nürnberg so und wies die Klage ab. Beim Steuerpflichtigen liege kei-

ne doppelte Haushaltsführung vor. Er könne nicht nachweisen, dass er einen eigenen Hausstand im 

Haus seiner Eltern unterhalten habe. Er sei kein bestimmender bzw. mitbestimmender Teil des elter-
lichen Hausstandes. Die fehlende finanzielle Beteiligung an der Haushaltsführung spreche auch gegen 

das Unterhalten eines eigenen Hausstandes.  

Die Größe der Wohnung am Beschäftigungsort übertreffe zudem die Größe der Wohnung im Hause 

der Eltern, da dort nur ein Zimmer ausschließlich selbst genutzt wurde.  

Hinweis:  

Seit dem ab 2014 geltenden Reisekostenrecht setzt das Vorliegen eines eigenen Haustandes zwin-

gend eine finanzielle Beteiligung an den Kosten der Lebensführung im Hausstand voraus. Auch muss 

der Hausstand den Lebensmittelpunkt des Steuerpflichtigen bilden. 

Die Revision wurde nicht zugelassen, wogegen der Steuerpflichtige eine Nichtzulassungsbeschwerde 

führt. 

Quelle: FG Nürnberg, Urteil vom 18. Juli 2016, 4 K 323/16, NZB eingelegt (Az. des BFH: VI B 74/16), LEXinform Nr.: 5019349  

 

 

9. Arbeitszimmer eines Professors 

Das Finanzgericht Rheinland-Pfalz hat entschieden, dass ein Hochschuldozent Aufwendungen für ein 

häusliches Arbeitszimmer (1.250 €) steuerlich geltend machen kann. 

Der Steuerpflichtige war an einer Universität als Hochschuldozent im Fachbereich Chemie beschäf-

tigt. In dem Gebäude des Instituts für Chemie stand ihm ein Laborraum zur Verfügung, der mit einem 

Schreibtisch, einem für das Stadtgebiet freigeschalteten Telefonanschluss und einem PC ausgestattet 

war. Daneben nutzte er zu Hause ein Arbeitszimmer mit einer Größe von rund 15 qm. Die mit seiner 

Einkommensteuererklärung geltend gemachten Aufwendungen für dieses häusliche Arbeitszimmer 

wurden vom Finanzamt nicht anerkannt mit der Begründung, der Steuerpflichtige sei auf das Arbeits-

zimmer nicht angewiesen, weil ihm der Laborraum als Arbeitsplatz zur Verfügung stehe.  

Die dagegen gerichtete Klage hatte Erfolg. Das Finanzgericht kam zu der Überzeugung, dass der Steu-
erpflichtige den ihm zugewiesenen Laborraum nicht in dem konkret erforderlichen Umfang und in 

der konkret erforderlichen Weise nutzen könne. Er sei daher auf das häusliche Arbeitszimmer ange-

wiesen. In dem Labor befänden sich weder ein Drucker noch ein Scanner noch die erforderliche Fach-

literatur. Für die Tätigkeit des Steuerpflichtigen als Lehrbeauftragter sei der Raum daher nicht ausrei-

chend ausgestattet. Die Einschätzung seines Vorgesetzten habe sich nur auf die Labormöglichkeiten 

bzw. Forschung bezogen. Ob sich der Steuerpflichtige um einen geeigneten Arbeitsplatz bemüht ha-

be, sei steuerlich unbeachtlich. Unabhängig davon sei seine Anfrage beim Dienstvorgesetzten ohne-

hin ergebnislos verlaufen. 
Quelle: FG Rheinland-Pfalz, Urteil vom 7. September 2016, 1 K 2571/14, NWB DokID: OAAAF-85008 
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10. Gebäudesanierung: Anschaffungsnahe Herstellungskosten oder sofortige 

Werbungskosten 

Zu den Anschaffungs- und Herstellungskosten eines Gebäudes gehören auch die Aufwendungen für 

Instandsetzungs- und Modernisierungsmaßnahmen, wenn diese innerhalb von drei Jahren nach des-

sen Anschaffung durchgeführt werden und wenn die Nettokosten (ohne Umsatzsteuer) 15 % der An-

schaffungskosten des Gebäudes übersteigen. Diese sog. „anschaffungsnahen Herstellungskosten“ i.S. 

des Einkommensteuergesetzes können nur im Wege der Abschreibung über die Nutzungsdauer des 
Gebäudes verteilt steuerlich geltend gemacht werden.  

Der BFH hat jetzt mit drei Urteilen den Begriff der „Instandsetzungs- und Modernisierungs-

maßnahmen“ für die Fälle konkretisiert, in denen in zeitlicher Nähe zur Anschaffung neben sonstigen 

Sanierungsmaßnahmen auch reine Schönheitsreparaturen durchgeführt werden.  

In allen Urteilsfällen hatten die Steuerpflichtigen Immobilien erworben und in dem Dreijahreszeit-

raum nach der Anschaffung umgestaltet, renoviert und instandgesetzt, um sie anschließend zu ver-

mieten. Da die gesamten Nettokosten der Renovierungen jeweils 15 % der Anschaffungskosten über-

stiegen, ließ das Finanzamt die geltend gemachten Werbungskosten nicht zum Abzug zu, sondern 

ging insgesamt von anschaffungsnahen Herstellungskosten aus. Die Steuerpflichtigen machten gel-

tend, dass jedenfalls die Aufwendungen für reine Schönheitsreparaturen (z.B. für das Tapezieren und 
das Streichen von Wänden, Böden, Heizkörpern etc.) isoliert betrachtet werden müssten. 

Dem widersprach der BFH. Auch reine Schönheitsreparaturen würden zu den Instandsetzungs- und 

Modernisierungsmaßnahmen i.S. des Einkommensteuergesetzes gehören. Der BFH begründet dies 

mit dem vom Gesetzgeber verfolgten Zweck, aus Gründen der Rechtsvereinfachung und -sicherheit 

eine typisierende Regelung zu schaffen. Dieser gesetzlichen Intention einer Typisierung würde es 

aber widersprechen, wenn man im Rahmen einer im Anschluss an den Erwerb vorgenommenen In-

standsetzung und Modernisierung des Gebäudes einzelne Arbeiten isoliert und damit stets den kon-

kreten statt den typischen Fall betrachten müsste – so der BFH. 

Hinweis:  

Der BFH hatte in einem Urteil aus 2009 bei der Einbeziehung der Aufwendungen für Schönheitsrepa-

raturen in die anschaffungsnahen Herstellungskosten noch einen engen räumlichen, zeitlichen und 

sachlichen Zusammenhang der Maßnahmen zu einer einheitlichen Baumaßnahme gefordert. An die-

ser Rechtsprechung hält der BFH nun ausdrücklich nicht mehr fest. Nach diesen aktuellen Urteilen 

müssen nunmehr grundsätzlich sämtliche Kosten für bauliche Maßnahmen, die im Rahmen einer im 

Zusammenhang mit der Anschaffung eines Gebäudes vorgenommenen Sanierung anfallen, zusam-
mengerechnet werden. Eine Segmentierung der Gesamtkosten ist nicht zulässig. Aufwendungen für 

Erhaltungsarbeiten, die jährlich üblicherweise anfallen, gehören nicht zu den Instandsetzungs- und 

Modernisierungsmaßnahmen. Dazu zählen übliche Schönheitsreparaturen nicht, da sie i.d.R. nicht 

jährlich vorgenommen werden. 

Quelle: BFH-Urteile vom 14. Juni 2016, IX R 25/14, IX R 15/15 und IX R 22/15, www.bundesfinanzhof.de  

11. Selbstbehalt bei einer privaten Krankenversicherung  

Vereinbart ein Steuerpflichtiger mit einem privaten Krankenversicherungsunternehmen einen 

Selbstbehalt, können die deswegen von ihm zu tragenden Krankheitskosten nicht als Sonderausga-
ben abgezogen werden – so der BFH in einem aktuell veröffentlichtem Urteil.  

Ein Steuerpflichtiger hatte für sich und seine Töchter eine private Krankenversicherung abgeschlos-

sen. Dabei waren aufgrund entsprechender Selbstbehalte geringere Versicherungsbeiträge zu zahlen. 

In seiner Einkommensteuererklärung machte der Steuerpflichtige die aufgrund der Selbstbehalte tat-

sächlich von ihm getragenen Krankheitskosten mit insgesamt 3.960 € als Sonderausgaben geltend. 

Weder das Finanzamt noch das Finanzgericht ließen einen Abzug der Kosten zu. 

Der BFH sah das auch so. Zu den Krankenversicherungsbeiträgen würden nicht nur die eigentlichen 

Prämien, sondern auch die üblichen mit dem Versicherungsverhältnis zusammenhängenden und vom 

Versicherungsnehmer zu tragenden Nebenleistungen gehören. Es müsse sich jedoch um Ausgaben 
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handeln, die zumindest in Zusammenhang mit der Erlangung des Versicherungsschutzes stehen und 

damit - als Vorsorgeaufwendungen - letztlich der Vorsorge dienten.  

Nach der Rechtsprechung des BFH sind Zahlungen aufgrund von Selbst- oder Eigenbeteiligungen kei-

ne Beiträge zu einer Versicherung. Denn die Selbstbeteiligung sei keine Gegenleistung für die Erlan-

gung von Versicherungsschutz, sondern gerade das Gegenteil, da die Krankenversicherung in Höhe 

des Selbstbehalts nicht das Risiko übernehme, für künftige Schadensfälle eintreten zu müssen. Viel-

mehr verbleibe das Risiko in diesem Umfang beim Versicherungsnehmer. Deshalb, könne sie insofern 

auch nicht als Sonderausgabe abgezogen werden. Soweit der Steuerpflichtige ohne Selbstbehalt 

Prämien und damit Sonderausgaben hätte ersparen können, sei dies ein fiktiver Sachverhalt, wäh-

rend der Besteuerung der tatsächlich verwirklichte Sachverhalt zugrunde zu legen sei.  

Hinweis:  

Die selbst getragenen Krankheitskosten können zwar auch als außergewöhnliche Belastung geltend 

gemacht werden. Da im Streitfall aber die Aufwendungen die zumutbare Eigenbelastung wegen der 

Höhe der Einkünfte des Steuerpflichtigen nicht überstiegen, kam ein Abzug nicht in Betracht. 

Quelle: BFH-Urteil vom 1. Juni 2016, X R 43/14, NWB DokID: QAAAF-85042 

 

 

12. Kein Kindergeld bei Freiwilligendienst außerhalb der EU 

Ein Kind reiste nach Beendigung seiner Ausbildung im September 2013 in die USA, um dort einen 

„zweijährigen Freiwilligendienst aller Generationen“ in Form eines Missionarsdienstes zu leisten. Die 

zuständige Familienkasse lehnte den Anspruch auf Kindergeld für diese Zeit ab, da der Freiwilligen-

dienst länger als 1 Jahr dauern sollte.  

Gegen diese Festsetzung reichte die Mutter des Kindes Klage beim Finanzgericht ein. Für den Monat 

September 2013 wurde daraufhin zwar das Kindergeld noch bewilligt, da das Kind zumindest noch 

einen Tag im Inland gewesen war. Für den folgenden Zeitraum wurde jedoch kein Kindergeld mehr 
gewährt, da das Kind weder einen Wohnsitz noch einen gewöhnlichen Aufenthalt im Inland oder der 

EU hatte. Ebenso wenig sei es in den Haushalt eines unbeschränkt Einkommenssteuerpflichtigen auf-

genommen worden. 

Die Revision vor dem BFH scheiterte. Festgestellt wurde vom BFH, dass auch für Kinder, die sich zum 

Zwecke einer mehrjährigen Schul-, Hochschul- oder Berufsausbildung im außereuropäischen Ausland 

aufhalten, gleichfalls nur unter den genannten Voraussetzungen ein Kindergeldanspruch besteht.   

Hinweis:  

Einen Wohnsitz hat jemand dort, wo er eine Wohnung unter Umständen innehat, die darauf schlie-

ßen lassen, dass er die Wohnung beibehalten und benutzen wird. 

Quelle: BFH-Urteil vom 13. Juli 2016, XI R 8/15, www.bundesfinanzhof.de 

 

13. Doppelte Besteuerung von Alterseinkünften 

Seit Ende 2007 bezog ein Steuerpflichtiger eine Altersrente aus der gesetzlichen Rentenversicherung. 
Pflichtbeiträge zur gesetzlichen Rentenversicherung hatte er nur bis 1977 aus einem Ausbildungsver-

hältnis und ab 1970 aus einem Angestelltenverhältnis geleistet. Seit 1977 war er freiberuflich tätig, 

blieb aber freiwillig gesetzlich rentenversichert. Das Finanzamt stellte den Jahresbetrag der Rente zu 

46 % steuerfrei, wie es das Einkommensteuergesetz für seine Altersgruppe vorsieht. 

Mit seinem Einspruch brachte der Steuerpflichtige vor, der Ansatz der Rente mit dem Besteuerungs-

anteil führe zu einer verfassungsrechtlich unzulässigen Doppelbesteuerung. Ihm werde nach seiner 

mittleren Lebenserwartung ein steuerfreier Rentenbezug von 154.500 € zufließen. Demgegenüber 

hätten sich die von ihm geleisteten Rentenversicherungsbeiträge allein in der Zeit als Freiberufler auf 

insgesamt 290.200 € belaufen. Diese Beiträge seien weitestgehend aus versteuertem Einkommen 

entrichtet worden, da ihm kein steuerfreier Arbeitgeberanteil zugestanden habe und der den Son-
derausgabenabzug erhöhende Vorwegabzug ganz überwiegend durch die auf dem Arbeitslohn seiner 

Ehefrau beruhende, ehegattenübergreifende Kürzung aufgebraucht worden sei. Insgesamt seien 
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während der freiberuflichen Tätigkeit 89,15 % der Beiträge aus versteuertem Einkommen gezahlt 

worden. Nach erfolglosem Einspruch wies auch das Finanzgericht die Klage mit dem Hinweis auf die 

Verfassungsmäßigkeit des Alterseinkünftegesetzes (AltEinkG) zurück. 

Der BFH hob das Urteil auf und verwies. Die Richter verwiesen auf die bisherige Rechtsprechung zum 

Systemwechsel durch das AltEinkG, nach der die Grundsystematik der Übergangsregelungen verfas-

sungsgemäß sei. Dabei seien auch gröbere Typisierungen und Generalisierungen zulässig, da eine auf 

die individuellen Verhältnisse abstellende Übergangsregelung nicht administrierbar gewesen wäre. 

Dennoch sei in Bezug auf die bestehende Doppelbelastungsproblematik das zwingende Gebot des 

BVerfG zu beachten, dass Rentenzahlungen, soweit die zugrunde liegenden Beitragszahlungen aus 

versteuertem Einkommen geleistet worden seien, nicht erneut der Besteuerung unterworfen werden 
dürften und dies im konkreten Einzelfall zu prüfen sei. Da die vom Finanzgericht bisher festgestellten 

Tatsachen keine Aussage dazu ermöglichten, ob es im Streitfall zu einer doppelten Besteuerung 

komme, gab der BFH dem Finanzgericht weitere Ermittlungen auf. Die Hilfsbegründung des FG, dass 

nach dem Beginn einer Rente zunächst nur Zahlungen geleistet würden, die sich aus denjenigen Bei-

trägen speisen, die in der Beitragszahlungsphase steuerentlastet gewesen seien, war nicht tragfähig. 

Dies widerspreche der bisherigen Rechtsprechung, nach der die gerichtliche Überprüfung des Ver-

bots der doppelten Besteuerung auf den Beginn des Rentenbezugs vorzunehmen ist. 

Hinweis:  

Der BFH geht mit der bisherigen Rechtsprechung und dem BVerfG davon aus, dass dann, wenn der 

Steuerpflichtige eine doppelte Besteuerung hinreichend substantiiert darlegt, eine einzelfallbezoge-

ne Betrachtung anzustellen ist. Wer sich jedoch darauf beruft, dass eine - wie hier - grundsätzlich ver-

fassungsgemäße Regelung lediglich aufgrund der im konkreten Fall gegebenen besonderen Verhält-

nisse verfassungsrechtlich problematisch ist, hat zu den Besonderheiten seines Einzelfalls grundsätz-

lich einen konkreten und substantiierten Sachvortrag zu leisten. 

Steuerpflichtige, die eine Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung beziehen und in der Ver-
gangenheit freiwillig versichert waren und somit Rentenbeiträge ausschließlich aus eigenen Mitteln 

geleistet haben, sollten prüfen, ob eine doppelte Besteuerung gegeben ist. Wir unterstützen Sie ger-

ne hierbei! 

Quelle: BFH-Urteil vom 21. Juni 2016, X R 44/14, NWB DokID: AAAAF-85043 

 


